
Antrag S02: Hey Mama, kannst du mir mit dem Semesterbeitrag 
helfen?  
Laufende Nummer: 58

Antragsteller*in: Juso-Hochschulgruppen Niedersachsen, Juso-Hochschulgruppen 
Schleswig-Holstein, Juso-Hochschulgruppen Bremen

Status: angenommen in geänderter Fassung
Sachgebiet: S - Studienfinanzierung

 1 Hey Mama, kannst du mir mit dem Semesterbeitrag helfen?  

 2 Es ist kein Geheimnis, dass Studierende strukturell zu den ärmsten
 3 Bevölkerungsgruppen gehören. Gleichzeitig werden sie in öffentlichen Debatten häufig
 4 nicht genannt. Staatliche Unterstützung, erst recht finanzielle, ist nicht
 5 ausreichend, familiärer Rückhalt wird zur Notwendigkeit und verstärkt damit die
 6 soziale Ungleichheit, da nur ein Studium anfangen kann, wer es sich leisten kann.
 7 Verschiedene Faktoren verschlimmern die finanzielle Situation von Studierenden und es
 8 ist keine Besserung in Sicht.

 9 1. Explodierende Semesterbeiträge

 10 Die Semesterbeiträge steigen in den meisten Bundesländern rasant an. Diese Anstiege
 11 sind bedingt durch die Erhöhungen beim Deutschlandticket, durch unterfinanzierte
 12 Studierendenwerke, durch erhöhte Verwaltungskostenbeiträge und durch die fortwährende
 13 Existenz von Langzeitstudiengebühren. Die Semesterbeiträge steigen oft auf weit über
 14 400 € an und gefährden damit noch weiter die ohnehin schon schlechte finanzielle Lage
 15 von Studierenden. Diese Entwicklung steht im Widerspruch zum Ziel sozialer
 16 Chancengleichheit im Bildungssystem. 

 17 2. Studierendenwerke in der Krise 

 18 Durch die Verpflichtung der Studierendenwerke sozialverträglich zu wirtschaften, sind
 19 Einnahmen gering und decken Sanierungen nicht. Das erfordert jedoch, dass der Betrieb
 20 durch hohe Zuschüsse vom Land subventioniert werden muss. In vielen Bundesländern ist
 21 der Anteil der Landesmittel an der Finanzierung der Studierendenwerke in den letzten
 22 Jahrzehnten gesunken. Gleichzeitig steigen die Kosten für Energie und Personal.
 23 Bereits jetzt sind die Studierendenwerke gezwungen, ihre Kosten auf uns Studierende
 24 abzuwälzen. Höhere Mensapreise, Wohnheimsmieten und Semesterbeiträge, aber auch die
 25 Kürzung von psychosozialen Beratungsstellen sind die Folgen. Ohne ausreichende
 26 Unterstützung droht der Abbau von Angeboten, die Studierende dringend benötigen.
 27 Besonders die Preise für Sanierungen sind nicht nur stark gestiegen, sondern die
 28 Kombination aus einem Verbot Rücklagen zu bilden und dem Rückgang von Fördermitteln
 29 hatte zur Folge, dass viele Studierendenwerke über die letzten 20 Jahre, besonders in
 30 Niedersachsen, große Darlehen aufnehmen mussten, welche mehr allein an Zinsen kosten
 31 als die Höhe der Fördermittel, die durch die Länder bereitgestellt wurde. 

 32 3. Studiengebühren wurden nie abgeschafft 

 33 Nachdem die Studiengebühren formell abgeschafft wurden, haben einige Länder den
 34 Verwaltungskostenbeitrag eingeführt, durch den Studierende über den Semesterbeitrag
 35 Geld in die Landeskassen spülen. Gerechtfertigt wird dies dadurch, dass unter anderem
 36 damit die studentische Selbstverwaltung oder Hilfsangebote an die Studierendenschaft
 37 finanziert werden. Durch diesen Trick der Umbenennung von Studiengebühren entziehen
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 38 sich die Länder ihrer Verantwortung den universitären Betrieb, welcher sich nicht auf
 39 die Forschung bezieht, aus eigenen Mitteln zu stemmen, was jene Standorte attraktiver
 40 macht, welche keinen Verwaltungskostenbeitrag einziehen. 

 41 Aber Verwaltungskostenbeiträge sind nicht die einzigen unsozialen Gebühren, die
 42 Studierenden immer häufiger auferlegt werden. Mit Langzeitstudiengebühren,
 43 Zweitstudiengebühren und Studiengebühren für ausländische Studierende, wie sie manche
 44 Länder erheben, existieren weitere versteckte Studiengebühren, die Studierende noch
 45 weiter knechten sollen, als das ohnehin der Fall ist. 

 46 4. Immer weniger studentische Wohnungen bei steigenden Studierendenzahlen 

 47 Immer mehr Studierende finden keinen Platz in den Wohnheimen der Studierendenwerke
 48 und müssen auf teurere Wohnungen oder große Wohngemeinschaften ausweichen. Die Hände
 49 der Länder sind finanziell oft zu gebunden, um Wohnplatz dieser Größenordnung zu
 50 schaffen. Weiterhin beinhaltet das Förderprogramm “Junges Wohnen” zu kleine
 51 Fördermengen, um einen wirklichen Unterschied zu machen. Der rechtliche Rahmen des
 52 Förderprogramms und dessen Implementierung in den einzelnen Ländern ermöglichen
 53 oftmals keine passenden Förderkriterien, weshalb die Gelder nicht abgerufen werden
 54 und somit keine Studierenden- und Azubiwohnheime gebaut werden können. 

 55 5. Steigende Wohnkosten und unzureichendes BAföG 

 56 Die neuen Zahlen des Moses-Mendelsohns-Instituts zeigen weiterhin eine drastische
 57 Zunahme der Durchschnittsmiete für Studierende auf 505€. Die BAföG-
 58 Wohnkostenpauschale von 380€ liegt damit weiterhin unter den durchschnittlichen
 59 Mietpreisen, geschweige denn den Mietpreisen in den großen Hochschulstädten wie
 60 Hamburg, Berlin, Frankfurt oder München. Die realitätsferne Höhe des BAföGs zwingt
 61 somit selbst die Studierenden, die das Glück haben BAföG zu erhalten, in die
 62 Erwerbstätigkeit. Das BAföG erfüllt den Zweck der Chancengleichheit längst nicht mehr
 63 und muss dringend reformiert werden. 

 64 6. Fehlende psychologische Unterstützung 

 65 Die psychosoziale und psychotherapeutische Beratung an Hochschulen ist vielerorts
 66 überlastet. Lange Wartezeiten und der Abbau von Angeboten führen dazu, dass
 67 Studierende in Krisensituationen ohne ausreichende Hilfe bleiben. Gleichzeitig 
 68 verschärft die finanzielle Unsicherheit vieler Studierender - durch steigende Mieten, 
 69 Inflation und prekäre Nebenjobs - ihre psychische Belastung zusätzlich. Doch statt 
 70 diese strukturellen Probleme anzuerkennen und die soziale Infrastruktur auszubauen, 
 71 werden Verantwortung und Kosten immer weiter auf die Studierenden selbst abgewälzt. 
 72 Dieses System lässt diejenigen, die ohnehin am Rand des Existenzminimums studieren, 
 73 mit ihren Problemen weitesgehend allein.

 74 Unsere Forderungen: 

 75 1.�Abschaffung von Verwaltungskostenbeiträgen und sonstigen nicht studentischen 
 76 Gebühren: 

 77 Diese unsoziale Zusatzbelastung muss in allen Bundesländern ersatzlos gestrichen
 78 werden. Die finanziellen Löcher, die dadurch an Hochschulen entstehen müssen durch
 79 den Landeshaushalt jedoch aufgefangen werden. 

 80 2.�Erhöhung der Landesmittel für Studierendenwerke auf eine Förderquote von 
 81 mindestens 20 %: 
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 82 Nur so kann eine nachhaltige und faire Finanzierung der sozialen Infrastruktur an
 83 Hochschulen sichergestellt werden. 

 84 3.�Langfristige Förderprogramme zur Sanierung und Erweiterung studentischer 
 85 Wohnheime: 

 86 Die Länder müssen ihrer Verantwortung nachkommen, bezahlbaren Wohnraum für
 87 Studierende zu sichern. Dies muss durch Förderprogramme geschehen, welche die hohen
 88 Renovierungskosten der Studierendenwerke abfedern. Die Länder haben dabei aber auch
 89 bereits existierende Förderprogramme, wie etwa Junges Wohnen, effizient umsetzen. 

 90 4. Weiterentwicklung des Projektes “Junges Wohnen”: 

 91 Die Vergabe der Mittel muss nicht nur schneller und einfacher, sondern vor allem auch
 92 auf einem höheren Niveau stattfinden. Zudem dürfen die Darlehen an Studierendenwerke
 93 nicht verzinst werden. Wir wollen zudem die Verstetigung der Mittel, um die
 94 langfristige Finanzierung zu sichern und so Planungssicherheit herzustellen.

 95 5.�Sicherung und Ausbau psychotherapeutischer und psychosozialer Beratung: 

 96 Die Länder müssen gemeinsam mit den Studierendenwerken verlässliche
 97 Finanzierungsstrukturen schaffen, um allen Studierenden schnellen Zugang zu Hilfe zu
 98 gewährleisten. 

 99 6. Eine gerechte Finanzierung von Hochschulen und studentischer Sozialinfrastruktur: 

 100

 101 Dies bedarf einer gerechten Finanzierung der Hochschulen durch den Bund oder über
 102 eine gerechte Aufteilung der finanziellen Lasten von Ländern auf den Bund. 

 103 7.�Anpassung der BAföG-Wohnkostenpauschale an reale Mietpreise: 

 104 Als Juso-Hochschulgruppen kämpfen wir dafür, dass die Wohnpauschale endlich 
 105 regelmäßig und automatisch an die realen Mietkosten angepasst wird. Wir setzen uns in 
 106 unseren Ländern und auf Bundesebene dafür ein, dass diese Reform nicht länger 
 107 verschleppt wird. Gleichzeitig bleiben wir bei unserer zentralen Forderung: ein 
 108 wirklich elternunabhängiges BAföG, das als Vollzuschuss ausgezahlt wird.

 109 weiterhin die Forderung nach einem elternunabhängigen BAföG. 

 110 Die Länder müssen gemeinsam Verantwortung übernehmen, um ein gerechtes und
 111 bezahlbares Studium zu ermöglichen. Bildung darf kein Luxus sein. 
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